Erklärungen Teil A und B zum Antrag auf Gewährung einer Zuwendung 
aus der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes“
- Fördermaßnahmen Naturschutz -
 Antragsverfahren 2024



Angaben zur*zum Antragstellenden 

	Name / Bezeichnung:
	[bookmark: _GoBack]     

	Anschrift:
	     

	Projekttitel:
	     




Teil A: Allgemeine Erklärung

Ich erkenne / Wir erkennen die für die Förderung geltenden Rechtsgrundlagen und Vorschriften des Landes Niedersachsen sowie die nachstehenden Bestimmungen, von denen ich/wir Kenntnis genommen habe/n, für mich/uns als verbindlich an.

Mir / Uns ist bekannt, dass diese Rechtsgrundlagen, Vorschriften und Merkblätter beim Zuwendungsgebenden eingesehen werden können.

1. Mir/Uns ist bekannt, dass

1.1 die Erhebung der Angaben und eingereichten Unterlagen im Zusammenhang mit der Gewährung, der Abwicklung und der Abrechnung der Zuwendung auf § 26 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) i. V. m. § 1 des Nds. VwVfG in den jeweils geltenden Fassungen beruht, die Kenntnis der erbetenen Angaben der Überprüfung der Voraussetzungen für eine Zuschussgewährung dient oder für die Begleitung und Bewertung der Fördermaßnahme erforderlich ist und dass eine Berücksichtigung des Antrags nur möglich ist, wenn die Angaben beigebracht werden.

1.2 von der Bewilligungsbehörde weitere Unterlagen (auch rückwirkend) angefordert werden können, die im Zusammenhang mit der Zuwendung erforderlich sind, insbesondere zur Begleitung (Monitoring) und Bewertung (Evaluation).

1.3 ich / wir die weitere Einhaltung der Verpflichtungen beim Übergang (ganz oder teilweise) auf einen Rechtsnachfolger während der Zeit der Verpflichtungsdauer sicherstellen werden; die Zustimmung der Bewilligungsstelle werde(n) ich / wir hierzu einholen.

1.4 die Einhaltung der eingegangenen Verpflichtungen sowie die erhobenen Angaben auch an Ort und Stelle durch die zuständigen Behörden von Land, Bund und EU, den entsprechenden Rechnungshöfen oder durch Beauftragte auch nachträglich kontrolliert werden.

1.5 den zuständigen Behörden vom Land, dem Nds. Landesrechnungshof und ihren Beauftragten im Rahmen ihrer Befugnisse das Betreten der Geschäfts-, Betriebs- und Lagerräume sowie der Betriebsflächen während der Geschäfts- und Betriebszeiten zu gestatten ist, auf Verlangen die in Betracht kommenden Bücher, Aufzeichnungen, Belege, Schriftstücke, Datenträger, Karten und sonstige Unterlagen zur Einsicht zur Verfügung zu stellen sind, Auskunft zu erteilen und die erforderliche Unterstützung zu gewähren ist. Bei automatisiert geführten Aufzeichnungen bin ich / sind wir verpflichtet, auf meine / unsere Kosten die erforderlichen Ausdrucke zu erstellen, soweit die zuständigen Stellen dieses verlangen.

1.6 die Ansprüche aus der Antragstellung/der Vereinbarung erlöschen, wenn ich / wir einem nach den rechtlichen Vorgaben berechtigten Prüforgan die Prüfung verweigere / verweigern.


	
1.7 die Auszahlungen insbesondere bei falschen, unvollständigen oder unterlassenen Angaben, bei der Nichterfüllung oder nicht rechtzeitiger Erfüllung oder Einhaltung der Bedingungen und Auflagen bzw. der übernommenen Verpflichtungen sowie bei Verstößen gegen gesetzliche Bestimmungen zuzüglich Zinsen zurückgefordert und Kürzungen sowie Sanktionen nach den einschlägigen Verordnungen, Richtlinien und sonstigen Bestimmungen verhängt werden können.

1.8 die Angaben im Zusammenhang mit der Zuwendung (insbesondere die Angaben, von denen die Bewilligung oder Gewährung, das Belassen oder die Rückforderung der Auszahlungen abhängig sind) subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches (Subventionsbetrug) sind, und dass ich / wir nach § 1 des niedersächsischen Subventionsgesetzes vom 22.06.1977 i. V. m. § 3 des Subventionsgesetzes vom 29.07.1976 in den jeweils geltenden Fassungen verpflichtet bin / sind, der bewilligenden Stelle unverzüglich die Tatsachen mitzuteilen, die der Bewilligung, Weitergewährung, Inanspruchnahme oder dem Belassen der Auszahlung entgegenstehen oder für die Rückforderung der Auszahlung erheblich sind und mir / uns ist bekannt, dass die Nichteinhaltung strafrechtlich verfolgt werden kann.

Zu den subventionserheblichen Tatsachen gehören insbesondere solche,

- die zur Beurteilung der Notwendigkeit und Angemessenheit der Auszahlung von Bedeutung sind;

- die Gegenstand der Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen, Vermögensübersichten oder Gutachten, des Finanzierungsplans, des Haushalts- oder Wirtschaftsplans oder sonstiger dem Antrag beizufügender Unterlagen sind;

- von denen nach Verwaltungsrecht, Haushaltsrecht oder anderen Rechtsvorschriften die Rückzahlung der Auszahlung abhängig ist.

Die Bewilligungsbehörde ist nach § 6 Subventionsgesetz verpflichtet, Tatsachen, die den Verdacht eines Subventionsbetruges begründen, den Strafverfolgungsbehörden mitzuteilen.

1.9 zum Nachweis der Ausgaben Rechnungsbelege im Original zur einmaligen Verwendung im Förderverfahren einzureichen sind. Dies gilt auch dann, wenn meine / unsere Papiereingänge üblicherweise digitalisiert werden. Die Digitalisierung mit anschließender Vernichtung kann erst dann erfolgen, wenn die Originale zuvor von der Bewilligungsbehörde mit Stempel entwertet worden sind.

1.10 mir / uns keine Auszahlungen zustehen, wenn ich / wir die für den Erhalt solcher Auszahlungen erforderlichen Voraussetzungen künstlich geschaffen habe/n.

1.11 gemäß § 2 der Mitteilungsverordnung vom 07.09.1993 (BGBl. I S. 1554) in der jeweils geltenden Fassung unter bestimmten Voraussetzungen Daten an die Finanzbehörden mitgeteilt werden.

1.12 nach § 98 b Aufenthaltsgesetz (Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet – AufenthG) zur Umsetzung der Richtlinie 2009/52/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 „über Mindeststandards für Sanktionen und Maßnahmen gegen Arbeitgeber, die Drittstaatsangehörige ohne rechtmäßigen Aufenthalt beschäftigen“, (ABl. L 168 vom 30.06.2009, S. 24), Sanktionen gegen mich / uns verhängt werden können, wenn ich / wir Drittstaatsangehörige ohne rechtmäßigen Aufenthalt beschäftige/n.


2. Ich verpflichte mich / Wir verpflichten uns,

2.1 Abweichungen von den erhobenen Angaben, jede Abweichung im Hinblick auf von mir / uns eingegangenen Verpflichtungen, jeden Wechsel des*der Nutzungsberechtigten während der Dauer der von mir / uns übernommenen Verpflichtungen, jede förderrelevante Änderung, insbesondere meiner/unserer Betriebs- / Gesellschafts- oder Vereinsverhältnisse oder des Verwendungszwecks, sowie jede Nichteinhaltung von Fördervoraussetzungen – auch in Fällen höherer Gewalt – der zuständigen Behörde unter Angabe der Gründe unverzüglich, schriftlich (vor einer Auftragserteilung) mitzuteilen. Insbesondere beachte/n ich/wir die Vorgaben aus § 3 Subventionsgesetz (SubvG) i. V. m. § 1 Nds. SubvG und ggf. VV Nr. 5 ANBest-P zu § 44 LHO.


2.2 alle Antragsunterlagen, Aufzeichnungen, Belege, Bücher oder Karten für die Dauer von mindestens sechs Jahren ab dem auf die Schlusszahlung folgenden Jahr aufzubewahren, soweit nicht nach anderen Bestimmungen eine längere Aufbewahrungsfrist vorgeschrieben ist.


3. Ich willige / Wir willigen ein, dass

3.1 ggf. die Angaben aller Einzelanträge, Anlagen und Unterlagen zur automatisierten Bearbeitung bei der Zuwendungsprüfung und bei der Berechnung der Auszahlungen von der Bewilligungsbehörde erfasst, verarbeitet und gespeichert und durch Rückfragen bei dem Niedersächsischen Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz (MU), dem Niedersächsischen Finanzministerium (MF) und dem Niedersächsischen Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN) überprüft werden können.

3.2 Daten der Anträge / Vereinbarungen, Anlagen und Unterlagen zur Überprüfung der Einhaltung der anderweitigen Verpflichtungen (Cross Compliance) und/oder sonstiger fachlicher Prüfungen an die zuständigen Behörden weitergegeben werden.

3.3 meine / unsere Antragsangaben für die Abwicklung der Anträge und Zahlungen, zur Erstellung von Statistiken sowie zu anonymisierten betriebswirtschaftlichen Auswertungen, zur Begleitung und Bewertung der Fördermaßnahmen genutzt werden.

3.4 Daten, soweit dies der ordnungsgemäßen Durchführung der Förderung oder der Bearbeitung von Folgeanträgen dient bzw. für die Begleitung und Bewertung der Fördermaßnahmen erforderlich ist, an die in Ziffer 3.1 Absatz 1 genannten Behörden sowie zur Auszahlung an die zuständige Landeskasse bzw. beauftragte Institutionen und an die mit der Entgegennahme der Zahlung beauftragten Geldinstitute übermittelt werden.

3.5 der gesamte Zahlungsverkehr (Zahlungen und ggf. Rückforderungen) auf bargeldlosem Wege erfolgt und die Annahme von Schecks ausgeschlossen ist.

3.6 Forderungsabtretungen zugunsten Dritter gemäß § 399 2. Alternative des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) und Verpfändungen zugunsten Dritter gemäß § 1275 BGB i. V. m. § 399 2. Alternative BGB in den jeweils geltenden Fassungen ausgeschlossen sind.

3.7 die gewährten Zuwendungen/Zahlungen veröffentlicht werden, soweit das Land Niedersachsen hierzu nach EU-/ Bundes-/ oder Landesrecht verpflichtet ist. Zeitpunkt, Art und Umfang der Veröffentlichung richten sich nach den jeweils gültigen rechtlichen Anforderungen. Die Veröffentlichung erfolgt ggf. auch unter Nennung des*der Begünstigten (Name, Vorname, Ort), des Zuwendungs-/ Zahlungszwecks sowie der Höhe der jeweils bereitgestellten öffentlichen Mittel.


4. Ich erkläre / Wir erklären, dass

4.1 sich mein / unser Unternehmen nicht in Schwierigkeiten gemäß den Leitlinien der Europäischen Union für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten befindet oder über mein/unser Unternehmen zum Zeitpunkt der Antragstellung keine Gesamtvollstreckung eingeleitet wurde. Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens wurde weder von mir / uns noch von einer*m Gläubiger*in beantragt (§§ 16 und 27 Insolvenzordnung). Mir/uns ist auch nicht bekannt, dass vom Insolvenzgericht Sicherungsmaßnahmen nach den §§ 21 ff. der Insolvenzordnung verfügt wurden.

4.2 das für den Erhalt der Auszahlungen angegebene Bankkonto ausschließlich mir / uns oder einer für die Durchführung des Antragsverfahrens bevollmächtigten Person gehört (die Bevollmächtigung wird dem Zuwendungsgebenden nachgewiesen).

4.3 in den letzten fünf Jahren gegen mich / uns als Antragsteller/in bzw. als nach Satzung oder Gesetz vertretungsberechtigte Person meines / unseres Unternehmens weder eine Geldbuße von wenigstens 2.500 Euro nach § 404 Absatz 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch noch nach den §§ 10, 10 a oder 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes eine Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder eine Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen rechtskräftig verhängt wurde.

4.4 ich / wir keine Rückforderung aufgrund einer Entscheidung der Europäischen Kommission zur Feststellung der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer staatlichen Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt erhalten habe/n, die von mir / uns noch nicht beglichen wurde.

Die Nichteinwilligung zu den vorstehenden Hinweisen, Verpflichtungen, Einwilligungen und Erklärungen führt grundsätzlich zur Versagung der Zuwendung bzw. zum Rücktritt von der Vereinbarung.

Ich versichere / Wir versichern die Richtigkeit und Vollständigkeit der gemachten Angaben und erkenne(n) die dargelegten Hinweise, Verpflichtungen, Einwilligungen und Erklärungen und Hinweise für mich/uns als verbindlich an.






Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

Ort, Datum				Unterschrift/en der vertretungsberechtigten Person/en





Teil B: Erklärung zur Förderung der Umsatzsteuer

Die Vorkalkulation der Gesamtausgaben des beantragten Vorhabens enthält Umsatzsteuerbeträge

☐ ja		☐ nein	


Ich erkläre / Wir erklären zum Vorsteuerabzug gemäß § 15 Umsatzsteuergesetz (UStG)

☐ berechtigt zu sein	☐ nicht berechtigt zu sein	☐ teilweise berechtigt zu sein.

(Ggf. Erläuterung für welche Bereiche eine Vorsteuerabzugsberechtigung besteht und für welche nicht:

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
 	)

Sofern vorstehend erklärt wurde, dass für dieses Vorhaben gemäß § 15 UStG keine Vorsteuerabzugsberechtigung bzw. teilweise Vorsteuerabzugsberechtigung vorliegt, erkläre ich mit meiner Unterschrift/erklären wir mit unserer Unterschrift, dass im Rahmen dieses Vorhabens bzw. o. g. Bereiche dieses Vorhabens von mir/uns die Umsatzsteuer tatsächlich und endgültig gezahlt wird und ich / wir dafür nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt bin/sind.

Sollte sich zukünftig an der Vorsteuerabzugsberechtigung etwas ändern, verpflichte ich mich / verpflichten wir uns, dies gegenüber der Bewilligungsstelle anzuzeigen und die auf die geförderte Umsatzsteuer entfallende Förderung ggf. zurückzuzahlen.

Sofern ich/wir einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb führe(n), der zur Umsatzsteuer veranlagt wird und insoweit zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, bestätige ich / bestätigen wir ausdrücklich, dass die im Zusammenhang mit der Förderung geförderten Investitionen für den gesamten Bewilligungszeitraum ausschließlich im nicht unternehmerischen (ideellen) Bereich eingesetzt werden.

Mir / Uns ist bewusst, dass
- aufgrund vorstehender Angaben eine Förderung der Umsatzsteuer erfolgt, die voraussetzt, dass in den zur Erstattung vorzulegenden Rechnungen die von mir/uns zu zahlende Umsatzsteuer tatsächlich und endgültig geleistet wird;

- ich / wir bis zur Bewilligung eine formlose Bescheinigung eines unabhängigen Dritten (Steuerberater/in, Wirtschaftsprüfer/in oder das zuständige Finanzamt) vorzulegen haben, die die fehlende Vorsteuerabzugsberechtigung bestätigt;

- falsche Angaben in diesem Zusammenhang eine subventionserhebliche Tatsache im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch (Subventionsbetrug) darstellen;

- ich / wir nach § 1 des niedersächsischen Subventionsgesetzes vom 22.06.1977 (Nds. GVBl. S. 189 – VORIS 77000 02 00 00 000) i. V. m. § 3 des Subventionsgesetzes vom 29.07.1976 (BGBl. I S. 2034, 2037) in der Fassung vom 25.09.1990 (BGBl. I S. 2106) verpflichtet bin / sind, der bewilligenden Stelle Abweichungen vom Förderantrag, insbesondere Änderungen zur Vorsteuerabzugsberechtigung, anzuzeigen;

- ich / wir im Falle einer späteren Kontrolle ggf. eine aktuelle Bescheinigung über die Vorsteuerabzugsberechtigung vorzulegen habe(n).





Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

Ort, Datum				Unterschrift/en der vertretungsberechtigten Person/en
NLWKN, GB 5 – Nationale Zuwendungen
Projektantrag Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 2024
Fördermaßnahmen Naturschutz

